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Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft begrüßt die Ent-

scheidung des Bundestages zum Einheitsdenkmal.

Der Bundesvorsitzende der Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherr-

schaft( UOKG), Dieter Dombrowski MdL, begrüßt das der Bundestag in Sachen Ein-

heitsdenkmal für Klarheit gesorgt hat.

Dombrowski mahnt die Politik sich bei der Bewältigung der Folgen der SED Diktatur

nicht nur auf die Errichtung von Denkmälern zu beschränken. 

Die Menschen die in besonderer Weise unter der SED Diktatur gelitten haben, haben

zunehmend den Eindruck, das ihr individuelles Schicksal einschließlich gesundheitli-

cher und wirtschaftlicher Probleme, als Folge von Haft, Zwangsarbeit und Enteignung,

sowie die ungerechte Behandlung im Rentenrecht, nicht mehr zur Kenntnis genom-

men wird. 

Die Freude der Wiederherstellung der deutschen Einheit ist unter den Verfolgten der

SED Diktatur größer als in anderen Bevölkerungsgruppen, aber die Freude darf nicht

darüber hinwegtäuschen das SED Verfolgte vielfach in unverschuldeter Not sind.
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